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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung
gemaR § 46 Abs. 1 GO LT
mit Antwort der Landesregierung

Anfrage der Abgeordneten Jorg Bode, Susanne Victoria Schiitz, Hermann Grupe und Horst Kort-
lang (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Justizministeriums

Photovoltaik auf WEG-Objekten

Anfrage der Abgeordneten Jorg Bode, Susanne Victoria Schiitz, Hermann Grupe und Horst Kort-
lang (FDP), eingegangen am 24.Marz 2022 - Drs. 18/11019
an die Staatskanzlei Gibersandt am 25.03.2022

Antwort des Niedersachsischen Justizministeriums namens der Landesregierung vom 25.04.2022

Vorbemerkung der Abgeordneten

Am 1. Dezember 2020 ist ein neues Wohneigentumsgesetz (WEG) in Kraft getreten, welches zu
Anderungen fir WEG-Verwalter und Wohnungseigentiimer gefiihrt hat. In § 20 Abs. 1 WEG neu
wurde die Durchfiihrung baulicher Veranderungen am Gemeinschaftseigentum vereinfacht und ist
kunftig mit einfacher Mehrheit méglich. Je nach Zustimmung und je nach Miteigentumsanteil werden
die Kosten der baulichen MalRnahme aufgeteilt.t

1. Welche Mdglichkeiten gibt das neue WEG den Hauseignern, eine Photovoltaikanlage auf
einem gemeinsamen Dach zu errichten?

Es sind die Umsténde des Einzelfalls maRgeblich.

Die Errichtung einer Photovoltaikanlage auf einem im Gemeinschaftseigentum der Wohnungseigen-
tumergemeinschaft stehenden Dachs stellt regelmafig eine bauliche Verdnderung des gemein-
schaftlichen Eigentums im Sinne von 8 20 WEG dar, da diese Veranderung uber die ordnungsge-
mafe Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums hinausgeht und von einiger Dauer ist.

Bauliche Veranderungen kénnen beschlossen oder einem Wohnungseigentiimer durch Beschluss
gestattet werden, § 20 Abs. 1 WEG. Eine Photovoltaikanlage kann also entweder auf Veranlassung
der Gemeinschaft der Wohnungseigentimer (8 20 Abs. 1, Alt. 1 WEG) oder auf Veranlassung ein-
zelner Wohnungseigentimer errichtet werden, denen die bauliche Veradnderung am Gemeinschafts-
eigentum von der Eigentiimergemeinschaft gestattet wird (§ 20 Abs. 1, Alt. 2 WEG). Uber die Er-
machtigung, wie auch lber die Gestattung zur Durchfiihrung der baulichen Veranderung ist ein Be-
schluss der Wohnungseigentiimer herbeizufiihren. Fir die Beschlussfassung zur Ausfiihrung oder
zur Gestaltung einer baulichen Veréanderung geniigt die einfache Mehrheit der abgegebenen Stim-
men, § 25 Abs. 1 WEG.

Die nicht bauwillige Minderheit kann nach § 20 Abs. 4 WEG die bauliche Veranderung grundsétzlich
nur dann erfolgreich anfechten, wenn diese die Wohnanlage grundlegend umgestaltet oder einzelne
Wohnungseigentiimer ohne ihr Einverstandnis gegentiber den anderen Wohneigentimern unbillig
benachteiligt werden.

1 https://www.haufe.de/immobilien/wirtschaft-politik/weg-reform_84342_460970.html
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2. Wie kénnen bzw. missen die Kosten fiur die Anlage auf die Hauseigner verteilt werden?
Dies richtet sich nach den Umsténden des Einzelfalls.

Die Verteilung der Kosten baulicher Verdnderungen ist in 8 21 WEG geregelt. Grundsétzlich hat
derjenige die Kosten zu tragen, der die MaRnahme veranlasst hat, 8 21 Abs. 1 WEG. Dadurch wer-
den Wohnungseigentimer geschitzt, die eine bauliche Verdnderung ablehnen, da die Minderheit
eine solche grundsétzlich nicht verhindern kann (siehe vorstehend Antwort zu Frage 1). Filhren meh-
rere Wohnungseigentiimer die Mal3nahme aus, sind grundséatzlich die jeweiligen Miteigentumsanteile
fur die Verteilung der Kosten maf3geblich.

Nach § 21 Abs. 2 WEG haben ausnahmsweise alle Eigentimer im Verhaltnis ihrer Miteigentumsan-
teile die Kosten einer MaRnahme zu tragen, wenn diese von mehr als zwei Dritteln der Abstimmen-
den und mehr als der Hélfte der Miteigentumsanteile beschlossen wurde oder ihre Kosten sich in
einem angemessenen Zeitraum amortisieren. Ist eine bauliche Veranderung allerdings mit unverhalt-
nismafig hohen Kosten verbunden, reicht eine Beschlussfassung von mehr als zwei Dritteln der ab-
gegebenen Stimmen und mehr als der Halfte aller Miteigentumsanteile fur eine Kostentragung aller
Wohnungseigentiimer nicht aus. MafRgeblich hierfir sind nicht nur die kalkulierten Baukosten, son-
dern auch die zu erwartenden Folgekosten fiir Gebrauch und Erhaltung.

Soweit einem Wohnungseigentiimer eine bauliche Veranderung nach § 20 Abs. 1 Alt. 2 WEG ge-
stattet wurde, findet § 21 Abs. 2 WEG allerdings keine Anwendung. Die Kostentragung durch alle
Wohnungseigentiimer ist nur dann gerechtfertigt, wenn die Entscheidung fiir die bauliche Veréande-
rung auf dem freien Entschluss der Mehrheit der Wohnungseigentiimer beruht, nicht hingegen, wenn
sie von einem Wohnungseigentiimer verlangt wird.

Auch bauliche Verénderungen, die nicht von 8§ 21 Abs. 1 und Abs. 2 WEG erfasst sind, kdnnen
mehrheitlich beschlossen werden. Die Kosten solcher baulichen Veranderungen haben nach Ab-
satz 3 aber nur diejenigen Wohnungseigentiimer nach dem Verhéltnis ihrer Anteile zu tragen, die
sich bei der Abstimmung fiir die bauliche Veranderung ausgesprochen haben, § 21 Abs. 3 WEG.

Im Ubrigen steht es den Wohnungseigentiimern auch frei, eine andere Kostenverteilung zu verein-
baren. Dabei durfen diejenigen, die nach dem WEG nicht zur Kostentragung verpflichtet sind, nicht
mit Kosten belastet werden, § 21 Abs. 5 WEG.

3. Inwelchem Umfang kénnen die Hauseigner die Dachflache an Investoren vermieten bzw.
verleasen?

Insoweit besteht fir die Gemeinschaft der Wohnungseigentiimer in den Grenzen des Wohnungsei-
gentumsrecht grundsatzlich Vertragsautonomie.

4. Wie sind die Ertrage aus der Anlage steuerlich zu bewerten?

Hinsichtlich der steuerlichen Beurteilung wird zwischen den Ertragsteuern (Einkommensteuer und
Gewerbesteuer) und der Umsatzsteuer unterschieden.

Ertragsteuern:

Steuerpflichtige, die Photovoltaikanlagen betreiben, damit Strom erzeugen und diesen auch in das
offentliche Stromnetz einspeisen, sind gewerblich tatig. Der Gewinn, der bei dem Betrieb einer Pho-
tovoltaikanlage erzielt wird, gehdrt zu den einkommensteuerpflichtigen Einkiinften nach § 2 Abs. 1
S. 1 Nr. 2 Einkommensteuergesetz (EStG). Dieser Gewinn ist durch Betriebsvermégensvergleich
nach § 4 Abs. 1 EStG zu ermitteln oder kann - wenn keine Buchfiihrungspflicht gegeben ist oder
freiwillig Biicher gefuihrt werden - als Uberschuss der Betriebseinnahmen iiber die Betriebsausgaben
gemaf § 4 Abs. 3 EStG durch Einnahmeniiberschussrechnung ermittelt werden.

Schliefl3en sich - wie bei der Wohnungseigentimergemeinschaft - mehrere Personen zur Erreichung
eines gemeinsamen Zweckes zusammen, bilden sie regelméafig eine Gesellschaft birgerlichen
Rechts (§ 705 BGB). Liegt der gemeinsame Zweck im Betrieb einer Photovoltaikanlage und damit in
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der gemeinschaftlichen Erzielung von Einklinften aus Gewerbebetrieb, liegt eine Mitunternehmer-
schaft im Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG vor, und die Personen werden nach § 15 Abs. 1 Nr. 2
EStG als Mitunternehmer behandelt. Verfahrensrechtlich miissen dann die von den Mitunternehmern
gemeinschaftlich erzielten Einkiinfte aus Gewerbebetrieb nach 8 179 Abs. 1und 2 S. 2, § 180 Abs. 1
Nr. 2 Buchstabe a der Abgabenordnung (AO) gesondert und einheitlich festgestellt werden. Dazu
haben die Mitunternehmer eine Feststellungserklarung abzugeben (vgl. § 181 Abs. 2 AO). Der so
festgestellte Gewinn oder Verlust wird den einzelnen Mitunternehmern entsprechend einem Vertei-
lungsschliissel unmittelbar zugerechnet und im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung beriick-
sichtigt.

Steuerpflichtige Personen oder Mitunternehmerschaften, die ausschlie3lich eine oder mehrere Pho-
tovoltaikanlagen mit einer installierten Gesamtleistung von insgesamt bis zu 10 Kilowatt/Kilowatt-
Peak betreiben, kénnen bei dem fiur sie zustandigen Finanzamt einen Antrag auf Anwendung der
Vereinfachungsregelung des BMF-Schreibens vom 29. Oktober 2021 (Bundessteuerblatt | 2021,
Seite 2202) zur Gewinnerzielungsabsicht bei kleinen Photovoltaikanlagen und vergleichbaren Block-
heizkraftwerken stellen. Hiernach wird aus Vereinfachungsgriinden ohne weitere Priifung in allen
offenen Veranlagungszeitraumen unterstellt, dass die Photovoltaikanlage ohne Gewinnerzielungs-
absicht betrieben wird und sie damit einkommensteuerlich unbeachtlich ist, wenn die Voraussetzun-
gen des BMF-Schreibens erfiillt sind. Diese Verwaltungsanweisung dient der Vereinfachung des Ver-
waltungsverfahrens und der Burokratieentlastung, weil fir die Photovoltaikanlage dann einkommen-
steuerrechtlich keine Steuererklarung und auch keine Gewinnermittiung mehr eingereicht werden
mussen.

Erzielt die Wohnungseigentimergemeinschaft als Mitunternehmerschaft einkommensteuerlich rele-
vante gewerbliche Einkinfte, unterliegt sie mit diesen grundsétzlich auch der Gewerbesteuer. Dies
gilt jedoch nur dann, wenn der Gewerbeertrag den Betrag von 24 500 Euro Ubersteigt, denn § 11
Abs. 1 S. 3 Nr. 1 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) sieht fiir Personengesellschaften einen
Freibetrag in entsprechender Héhe vor.

Zudem ist nach § 3 Nr. 32 GewStG ein stehender Gewerbebetrieb von Anlagenbetreibern im Sinne
des 8 3 Nr. 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) von der Gewerbesteuer befreit, wenn sich
dessen Tatigkeit ausschlieBlich auf die Erzeugung und Vermarktung von Strom aus einer auf, an
oder in einem Gebaude angebrachten Solaranlage bis zu einer installierten Leistung von 10 Kilowatt
beschréankt.

Schuldner einer etwaigen Gewerbesteuer ware nach 8 5 Abs. 1 S. 3 GewStG die Wohnungseigen-
tumergemeinschaft. Nach § 35 EStG wirde jedoch eine etwaige zu zahlende Gewerbesteuer pau-
schaliert auf die Einkommensteuer der beteiligten Wohnungseigentiimer angerechnet.

Umsatzsteuer:

Umsatzsteuerlich sind Umsétze aus dem Betrieb einer Photovoltaikanlage grundsétzlich zu versteu-
ern. Die Besteuerung richtet sich dabei jeweils nach den Verhéltnissen des Einzelfalles. Anderungen
in der Besteuerung haben sich durch die Anderung des Wohneigentumsgesetzes nicht ergeben.

Photovoltaikanlagen werden nach dem EEG insbesondere durch feste Einspeisevergutungen gefér-
dert. Macht der Anlagenbetreiber, der auch eine Wohnungseigentimergemeinschaft sein kann, von
dieser Férderung Gebrauch und verkauft den nicht selbst verbrauchten Strom regelméaRig an einen
Netzbetreiber, liegt aus umsatzsteuerlicher Sicht eine unternehmerische Tatigkeit vor (Abschnitt 2.5
Abs. 1 des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses [UStAE]).

Unternehmer kdnnen nattrliche und juristische Personen sowie Personenzusammenschliisse sein
(8 2 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes [UStG]). Dabei kommt es weder auf die Rechtsform noch auf
die Rechtsfahigkeit des Leistenden an (vgl. Abschnitt 2.1 Abs. 1 S. 3 UStAE).

Die Unternehmereigenschaft setzt keine Gewinnerzielungsabsicht voraus. Es reicht vielmehr eine
Einnahmeererzielungsabsicht, wie sie bei dauerhafter Einspeisung von tberschissigem Strom in
das offentliche Stromnetz regelmaRig vorliegt. Auf die Unternehmereigenschaft kann dabei nicht ver-
zichtet werden, weil die unionsrechtlichen Vorgaben in der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie
(MwStSystRL) eine solche Ausnahme nicht vorsehen.
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Der Betreiber einer Photovoltaikanlage, also auch die Wohnungseigentimergemeinschaft, kann sich
als sogenannter Kleinunternehmer behandeln lassen, bei dem die Umsatzsteuer aus Verein-
fachungsgriinden nicht erhoben wird (§ 19 Abs. 1 UStG). Bei Anwendung der Kleinunternehmerre-
gelung kann keine Vorsteuer aus den Eingangsrechnungen vom Finanzamt erstattet werden.

In der Praxis verzichten die Anlagenbetreiber regelméafig auf die Kleinunternehmerbesteuerung, weil
bei dieser Besteuerungsform kein Vorsteuerabzug aus der Errichtung der Photovoltaikanlage még-
lich ist. Die Anlagenbetreiber werden dann wie ein normaler Unternehmer behandelt und haben die-
selben Pflichten zu erfiillen wie alle anderen Unternehmer.

Fur die Einspeisung des erzeugten Stroms entsteht die Umsatzsteuer in Hohe von derzeit 19 %. Die
vom Netzbetreiber gezahlte Einspeisevergiitung ist das Entgelt fir die Lieferungen des Anlagebe-
treibers. Der gesetzlich festgelegte Betrag ist ein Nettobetrag, also die Vergiitung ohne Umsatz-
steuer. Wird der Strom vom Anlagenbetreiber direkt vermarktet, ist das mit dem Dritten vereinbarte
Entgelt die Bemessungsgrundlage. Zahlt der Netzbetreiber dem Anlagenbetreiber in diesen Féllen
eine Marktpramie bzw. eine Flexibilitatspramie, handelt es sich jeweils um einen echten, nicht steu-
erbaren Zuschuss, welcher somit nicht der Umsatzsteuer unterliegt.

Wird vom Anlagenbetreiber der Strom nicht in das Netz eingespeist, sondern selbst verbraucht, ist
eine unentgeltliche Wertabgabe zu versteuern (sofern aus der Anschaffung der Anlage insoweit ein
Vorsteuerabzug geltend gemacht wurde). Nach § 10 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 UStG bemisst sich die unent-
geltliche Wertabgabe nach dem Einkaufspreis zuzilglich der Nebenkosten fiir einen gleichartigen
Gegenstand.

Liefert die Wohnungseigentiimergemeinschaft Strom an ihre Mitglieder bzw. Wohnungseigentiimer
und erhalt sie hierfir zur Deckung ihrer Kosten Umlagen, so sind diese Umlagen das Entgelt fur
steuerbare Sonderleistungen der Wohnungseigentiimergemeinschaft an ihre Mitglieder, das geman
§ 4 Nr. 13 UStG steuerfrei ist (vgl. Abschnitt 4.13.1 Abs. 2 S. 2 UStAE). Insoweit ist dann allerdings
der Vorsteuerabzug aufzuteilen. Liefert die Wohnungseigentiimergemeinschaft Strom an Mieter,
scheidet die Steuerbefreiung hingegen aus und die Umsétze fur die Stromlieferungen unterliegen der
Umsatzsteuerpflicht.

5.  Weristin diesem Fall steuerpflichtig und muss den Ertrag an die Hauseigner verteilen?

Zur Beantwortung wird auf die Antwort zu Frage 4 verwiesen.

6. Welche Probleme sind der Landesregierung bei WEG fir den Fall bekannt, dass die Fi-
nanzierung einer solchen Anlage zumindest teilweise Uiber Kredite erfolgt?

Der Landesregierung liegen insoweit keine Erkenntnisse vor.

4 (Verteilt am 27.04.2022)



	Drucksache 18/11112
	Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung

gemäß § 46 Abs. 1 GO LT

mit Antwort der Landesregierung
	Photovoltaik auf WEG-Objekten
	Anfrage der Abgeordneten Jörg Bode, Susanne Victoria Schütz, Hermann Grupe und Horst Kortlang

(FDP), eingegangen am 24.März 2022 - Drs. 18/11019

an die Staatskanzlei übersandt am 25.03.2022
	Antwort des Niedersächsischen Justizministeriums namens der Landesregierung vom 25.04.2022

